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Das Gebsudeversicberungs --
gesetz

K
ll. den heutigen Anforderungen entsprechend, abgeändert «er-
n. Die Regierung hat dem Landtag eine ÄesetzeSvorlage

zugehen lassen , welche der Haushaltsausschutz am Mittwoch
und Donnerst «̂ beraten hat. Die bedeutungsvollste Neuerung ,
die der Entwurf bringt » ist die Bestimmung , daß oer Umlage,
fuß «ach Maßgabe der GefShrduns der versicherte« Gebäude
durch Feuer und Explosion abgestuft werde« soll. Ist nach tz 56
de» derzeit geltenden Gesetzes des Umlagesutz für sämtl . Gebäude
gleich, so soll nach dem Gesetzentwurf in Hinkunft der Um-
lagefutz unterschiedlich bemessen werden, je nachdem daS ®e»
bäude mehr oder weniger der Gefahr ausgesetzt ist, durch
Brand oder Explosion beschädigt oder zerstört au werden. Die
wichtigsten objektiven Gefahrenmomente , die die Brandent¬
stehung bedingen, liegen in der Bauart , der Lage und der
Benützungsweise eines Gebäudes . Bei der Beurteilung der
Feuergefährlichkeit eines Gebäudes kommt hiernach eine große
Bedeutung dem Umstand zu, welche Bauart ein Gebäude auf¬
weist, ob es überwiegend massiv , oder aus Fachwerk, oder aus
Holz errichtet und wie die Dachung beschaffen ist. Weiterhin
ist wesentlich die Lage eines Gebäudes , ob es frei gelegen
oder durch die Nachbarschaft feuergefährlicher Gebäude bedroht
ist. Nicht minder wichtig als die vorerwähnten Umstände ist
auch die Benützungswelse eines Gebäudes . Es ist hinsichtlich
der Beurteilung der Feuergefährlichkeit eines Gebäudes Von
Bedeutung , ob es sich beispielsweise um eine Kirche oder
Kapelle, oder öffentliches Gebäude , oder ein Wohnhaus oder
Scheuer, Fabrik , Theater oder Kino ufw . handelt . Neben an¬
dern Momenten spielen diese Gesichtspunkte eine Vorzugswerse
Rolle für die Beurteilung her Feuersgefahr . Je nach der
Feuergefährlichkeit errechnet sich auch die Höhe des Bersiche -
rungSbeitragS , so daß das feuersichere Gebäude weniger an
Umlage zahlt als oas feuergefährliche. Eine Regelung dieser
Art , die versicherungstechnischen Grundsätzen entspricht, hat die
natürliche Folge, datz das massive, solide Haus , das nicht in
feuergefährlicher Weise benützt wird , weniger an Umlage zahlt
>vie bisher , während andererseits die gefährlichen Risiken in
höherem Matze zur Umlage herangezogen werden, wie eS nach
dem derzeitigen Gesetz der Fall ist . Selbstverständlich bedingt
eine Tarifierung der Gebäude nach Gefahrenklassen eine Er¬
höhung des Verwaltungsaufwandes der Gebäudeversicherungs¬
anstalt .

Die zweite grundlegende Änderung des Entwurfs , die ihrem
Zweck nach allerdings nur solange gelten soll, als die schwan -
kenden , durch die Geldentwertung hervorgerufenen wirtschafte
lichen Verhältnisse andauern , ist die Einführung der Möglich¬
keit einer selbsttätigen Truerungsversicherung zu der bisheri¬
gen Versicherung. DaS jetzige Gesetz hat den Grundsatz der
Zwangsversicherung zum vollen Wert . Die Gebäude sind
sämtlich nach Preisen dom 1 . August 1914 zur Versicherung
ausgenommen. Im Schadensfälle werden zu der nach Prei¬
sen vom 1 . August 1914 bemessenen Entschädigung Teuerungs¬
zuschläge gewährt , die nicht nur die Preislage am Tage des
Schadensfalles , sondern auch die Preissteigerung während der
Wiederherstellungszeit berücksichtigen . Dieses System hat bis
jetzt im allgemeinen befriedigt , da es meistens bei Befolgung
einer sparsamen Bauweise volle oder nahezu volle Deckung
gewährte.

Natürlicherweise wuchs in dem Matze die Zunahine der
Geldentwertung auch der Teuerungszuschlag und damit auch
die Umlage. Während einerseits die hohe Umlage vielfach als
drückend empfunden wurde , wurden andererseits , namentlich
von industrieller Seite , Befürchtungen laut , daß die Teue¬
rungszuschläge zu knapp seien, da sie wohl zur Wiederherstel¬
lung von Privatbauten genügen können, nicht dagegen immer s
zur Wiederherstclung von industriellen Anlagen , wo vielfach ,
die volle Wiederherstellung des früheren Zustandes unerlätz - l
lich sei. Konnte hiernach ein Brandgeschädigter infolge ge- j
botenen knappen Bemessung der Deucrungszuschläge einen |
Ausfall erleiden, so war auch ein weiterer Umstand geeignet,
zu einer Unterversicherung zn führen , sofern, . der Scha- ■
densfall ein Gebäude betraf , das sich in besonders tenern !
Gegenden befand , oder aus solchem Material herg-stellt Nmr, !
besten Preis sich über die allgemeine Baustoffteuerung hinaus J
erhoben hatte . jUm hier Abhilfe zu schaffen , sieht daher der Gesetzentwurf !
die Möglichkeit vor, sich über die ^bisherige Versicherung (ge- !
setzsiche Versicherung) hinaus frenvillig höher zu versichern j
und zwar zu einem Zuschlag, der wie bisher vom Ministerium j
des Innern fstx bestimmte Zeitabschnitte festgesetzt wird . Die
Teuerungsversicherung ist also ihrem Wesen nach eine frei¬
willige Zusatzbersicherung zu der bisherigen gesetzlichen .
Zwangsversicherung und ist selbsttätig insofern , als der True -
rungsversicherte ohne Stellung eines besonderen Antrags je¬
weils zu dem vom Ministerium des Innern festgesetzten Teue¬
rungszuschlag versichert ist . Überversicherung ist dadurch aus¬
geschlossen datz die Entschädigung nicht mehr betragen darf
als die Kosten der Wiederherstellung in den früheren Zustand .
In besonders begründeten Ausnahmesällen kann die Gebäude¬
versicherungsanstalt Versicherung zn einem den TeueruugS -
versicherungszuschlag übersteigenden Betrag gewähren . Der
durch die Teuerungsversicherung entstehende Mehraufwand
wird auf die an der Teuerungsversicherung beteiligten Ge¬
bäude nach Matzgabe ihrer Versicherungssummen umgrlegt ,
wobei vorgesehen ist, datz der Umlagesutz nach Gefahvengrup -
Pen abgestuft werden kann ; diese Bestimmung erscheint not¬
wendig, um nicht die günstigen Risiken wegen Mitbeteiligung
der ungünstigen Risiken von der Teilnahme an der Teuerungs -
Versicherung abzuhalten . Die Teuerungsversicherung kann
natürlicherweise erst in Kraft treten , wenn so viele Gebäude
teilnahmen , datz der Versicherungsbestand genügend breit ist.

Im übrigen sollen auf die Teuerungsversicherung die Vor¬
schriften des Gebäudeversicherungsgesetzes, soweit möglich . An-
Wendung finden.

Solange die Geldentwertung eine steigende Tendenz zeigt,
erscheint es im finanziellen Interesse der Gebäudeversiche¬
rungsanstalt geboten, die Brandgeschädigte« zum möglichst
raschen Wiederaufbau ihrer Gebäude zu verpflichte«. Der Ent¬
wurf sieht daher vor, datz die Wiederherstellung der Gebäude
unverzüglich zu erfolgen hat. Wird diese schuldhaft verzögert
oder wird die Wiederherstellung nicht binnen Jahresfrist be¬
endet» so kann die Gebäudeversicherungsanstalt die aus der
gesetzlichen und etwa genommenen Teuerungsversicherung zu-
stehende Entschädigung insoweit kürzen, als infolge der Ver¬
zögerung ein Höherer Zuschlag zu der Brandentschädigung ge¬
währt werden mühte.

Zwecks Vereinfachung und Verbilligung des Verfahrens ,
unbeschadet der Zuverlässigkeit desselben, ist im Entwurf wei¬
ter vorgesehen, datz nicht mehr 3 Schätzer (2 Bezirksbauschätzer
und 1 Ortsbauschätzer) die Einschätzung und Schadensabschät¬
zung vornehmen sollen, sondern in der Regel nur noch
2 Schätzer. Der Ortsbauschätzer kommt in Wegfall . Autze»
dem soll die Aufnahmeschätzung durch einen Schätzer über¬
haupt genügen, wenn die Annahme begründet erscheint, dah
der ortsübliche Wauwert eines Gebäudes die Summe von
8000 M . (Friedenswert ) nicht übersteigt. Das Gleiche gilt
auch bei Schadensabschatzungen, sofern der Schaden den Be¬
trag von 4000 M . (Friedenswert ) nicht übersteigt. Ist der
Schätzer als solcher im Hauptberuf von der Gebaudeversiche-
rungsaustalt angestellt, so kann er ohne Rücksicht auf die Höhe
des Bauwerks eines Gebäudes oder die Höhe
des Schadens die Schätzung allein vornehmen. Beträgt der
mutmaßliche Schaden nicht mehr als 10 M . (Friedenswert ) ,
so soll das Bezirksamt von der Anordnung einer förmlichen
Satzung überhaupt absehen.

Von wesentlicher Bedeutung find noch die Bestimmungen des
Entwurfes , wonach auf die Umlage, die bisher erst im darauf¬
folgenden Kalenderjahre eingehoben worden ist, schon im lau¬
senden Jahre Vorschüsse eingehoben werden können, datz fer¬
nerhin die zweite Hälfte der Umlage nicht mehr auf 1 . Okto¬
ber. sondern die gesamte Umlage 4 Wochen, vom Tage der
Anforderung an , zu entrichten ist und der Verwaltungsrat der
Gebäudeversicherungsanstalt Teilzahlungen gestatten kann.
Außerdem ist vorgesehen , datz in dem erweiterten Verwal -
tungSrat neben den Gebäudeeigentümern auch die Mieter ver¬
treten sind, und datz fernerhin der Beitragseinzug auf die
Gemeinden gegen eine angemessene Gebühr übertragen wer¬
den kann

Goldmünzkutz und
skandinavische (Dünz - Anion .

*** Aus Stockholm , 25 . Juni , wird uns geschrieben :
Der schwedische Reichstag hat die weitere Befreiung der

Reichsbank von der Goldeinlösungspflicht für ihre Roten bis
zuin 31 . Juli 1923 beschlossen.

Wenn auch mit diesem Beschluß die Frage der tatsächlichen
Wiedereinführung des Goldmünzfutzes für die Dauer einiger
weiterer Monate im negativen Sinne entschieden ist , so ist
damit doch die prinzipielle Erörterung des Problems noch kei¬
neswegs zur Ruhe gekommen .

Zur Begründung ihres Antrags auf weitere Beibehaltung
der schwedischen Papiervaluta batte das Gutachten der Reichs-
bankbcvollmächtigten hervorgehoben , der augenblickliche Zu¬
stand fei so zufriedenstellend, daß er einer Goldparitätswirt¬
schaft gleichkomme . Für einen Systemwechsel sei der jetzige
Augenblick grösster internationaler politischer Unsicherheit au¬
sserordentlich ungünstig. Überdies seien die Gefahren , die ein
solcher Wechsel mit sich bringen könnte, so erheblich , datz man
vor diesem Experiment warnen müsse. Insbesondere drohten
diese Gefahren von Amerika, dessen überschüssiges Gold nach
Schweden strömen und in dessen Abhängigkeit dann das Land
geraten würde. Diesem Gutachten haben sich die Regierung
und der Reichstag angeschlossen. >

Der Hauptvorkämpfer für die Wiedereinführung deS Gold¬
münzfutzes ist Professor Gustav Cassel . Sein Hauptargumemt
ist , datz bei Einführung einer stabilen Valuta auch stabile Wirt -
schaftsverhältniffe eintreten würden. Denn dafür , datz der jet¬
zige Stand der schwedischen Valuta von Dauer sein werde
gebe es keinerlei Garantien . Durch die wiederholte Hinaus¬
schiebung der Wiedereinführung des Goldmünzfutzes würde
stets eine erneute Unsicherheit geschaffen . Kein Zeitpunkt aber
sei für die Wiedereinführung so günstig, wie der jetzige . Die
angeblich von Amerika drohenden Gefahren beständen nicht.
Ein Zustrom von Gold sei höchstens zu begrüßen , denn er stelle
das Eguivalent dar , für schwedische Waren , deren zu. geringen
Export man gerade in letzter Zeit so sehr beklage .

In seinem Bestreben nach einer durchgreifenden Säuberung
der schwedischen Münzverhältniffe geht Cassel noch einen
Schritt weiter . Zurzeit besteht zwischen den drei nordischen
Ländern die Skandinavische Münz -Uniön, die es Schweden
zur Pflicht macht , die valutarisch erheblich geringere Scheide¬
münze Norwegens und Dänemarks als gleichwertig mit der
schwedischen «mzuerkennen. Datz die Abwanderung minder¬
wertiger Scheidemünzen nach Schweden dem Lande erhebliche
wirtschaftliche Verluste bringt , liegt auf der. Hand . Aber auch
Norwegen und Dänemark müsse, so führt Cassel aus , eine
solche unnatürliche Überwertung der Scheidemünze und deren
Verschwinden aus dem Jnlandsverkehr unerwünscht sein . Man
solle den Mut finden, die Münzunion auf -" heben und Däne¬
mark und Norwegen mutzten sich entschließen , sich aus einer
niedrigeren Valuta zu stabilisieren. Dies sei durchaus kein«

Schande . Cassel schlägt die Abhaltung eines Kongresse - dendrei nordischen Staaten vor. Während dieser Caffelsche Vor¬
schlag in Schweden von einzelnen rechtsstehenden Blätter «
günstig ausgenommen worden ist, lautet das Echo aus Norwe¬
gen und Dänemark natürlich ganz anders . Am schärfsten Hai
sich die dänische »Nationaldidende" dagegen gewandt.Bei den letzten Rcichstagsverhandlungen ist die Frage de«Aufhebung der Münz -Union nicht berührt worden Er dürft «aber bestimmt zu erwarten sein, datz der Faden spätesten» t»einigen Monaten bei den erneuten Verhandlungen über die
Verlängerung der Befteiung von der GoldeinlösungSpflichtauch in dieser Beziehung ausgenommen wird.

politische Neuigkeiten .
Deutscher Ikeichstsg.

Berlin , 5. Juli . Beginn 2 Uhr nachmittag». — Vor Ein .tritt in die Tagesordnung bezweifelt 'Wz . Schmidt-Sachse»
(Soz .) die Zulässigkest der gestern Aöend vorgenommene«namentlichen Abstimmung über den Geschäftsordnungsantraavon Dr . Kahl (D .VP .) auf Ausschutzüberweijung des sozial¬demokratischen Bahernantrags .

Präsident Lorbe schließt -sich diesem Zweifel an . Auf seine»
«Vorschlag wird die Frage dem Ältestenrat und dom Geschäfts,
ordnungsausschutz überwiesen.

Debattelos wird dann in allen drei Lesungen angenommender Gesetzentwurf über Wiedereinstellungen und Kündigungenim besetzten Gebiet und eine zehnte Ergänzung des Besol -
dungsgesetzes.

Hierauf begründet Wbg. Unterleitnrr {©03 .) einen Antragauf Aufhebung des bayerischen Ausnahmezustandes. lBayern
fei für die inneren und äußeren Feinde des Reiches der Tum -
mellplatz geworden . Der bayerische Ministerpräsident sollte
nicht außenpolitische Reden halte», sondern lieber die durchdie Mechtsbolschowitten erschütterte Ordnung in -Bayern wie¬der Herstellen. .Dazu würde die Anwendung der Rotverord-
nung des Reichspräsidenten und der republlkamschen Schutz,
gesetze genügen . Die bayerische Notverordnung sei aber eine
Provokation des Reiches. Die bayerische Verordnung wird
nicht gegen die -bewaffneten Mechtsbolschewisten, sondern gangeinseitig gegen links angewandt . Auch die grünen Polizisten
sind größtenteils Mitglieder der NationalsozialistischenPartei .Als die Arbeiterschaft in einer Versammlung in Feucht bei
Nürnberg gegen das Treiben der Mechtsbolschewisten Orgäni »
sation «Reichsslagge " protestierte, wurden 40 grüne Polizistenaus Stürnberg alarmiert , die blindlings in die -Versammlunghineinschossen und einen Teilnehmer töteten. Als anderer -
serts bei einer Fahnenweihe die Hakenkreuzler einen bewasf-rieten Überfall aus Republikaner verübten, verweigerte die
grüne Polizei den Republikanern ihren Schutz . Die Ent -
hüllung eines Wollmar-Denkmais wurde durch polizeiliche
Schikanen verhindert . Daneben wird die bayerische Verord¬
nung benutzt , unter nichtigen Borwänden fast die ganze so.
ziaiistische Presse in Bayern zu verbieten.

Abg . Remmele (Kamms) schlicht sich den sozialdemokratisch -ir
j Angriffen an . In -Bayern bestehetatsächlich eine faszistischeBe -
l setzung . Was in Bayern geschieht, ist schlimmer als die
j «Schwarze Schmach im Westen. (Stürmische Pfuirufe rechts.),
j Die deutsche Reichsverfassung endet an der bayerischen Grenze ,
. Die gesamte kommunistische Presse ist dort verboten,
j Auf Antrag bes Abg. von Schoch (D . Wp .) wird der Antrag
! dem Rechtsausschutz überwiesen.
| Um Viö Uhr vertagt sich das Haus auf Freitag nachmittag»
! 2 Uhr : 2. Lesung der Verbrauchssteuern und kleinere Vor-
> lagen .
i *

Berlin , 6. Juli , Der Steuerausschuß deS Reichstages be-
schüftigte sich am Dienstag mit einem Gesetzentwurf, der auf '
eine Abänderung der Gesetze über den Eintritt der Freistaaten

- Bayern , Württemberg und Baden in der Biersteuergemeinschaft
- hinzielt . Diesen Staaten ist seinerzeit ein bestimmter Anteil
j an der Biersteuer für die Aufgabe ihres Biersteuerreservat -
- zugesichert worden , der durch Höchstbeträge begrenzt war . Diese
| genügen nun nicht mehr der Geldentwertung . Daher beschloss.
1 der Steuerausschutz, diese Höchstbeträge für Bayern von 78 '

Millionen auf 7 Milliarden , für Württemberg von 15 Millio¬
nen auf 1 .328 Milliarden und für Baden von 10 Millionen ,
auf 910 Millionen Mark zn erhöhen unter der Voraussetzung» ,
daß die Erhöhung der Biersteuer auf das WOsache vom Reich ?- ■
tag beschlossen wird.

Die Verbandlungen unter den Alliierten.
London , 5. Juli . Die »Times " berichten , der italienische

Botschafter habe gestern eine lange Unterredung mit Lord Cur »
zon gehabt . Es bestehe Grund zu der Annahme, datz tie bri .
tische und die italienische Negierung die Reparationsfrage in
vollkommener Harmonie prüfen werden .

Der diplomatische Berichterstatter der „Westminster Gazette "
schreibt, es verlaute , daß der italienische Botschafter in direkte»
Mission gekommen sei , um die britische Regierung von der Auf«
fassung Mussolinis zu verständigen, der mehr und mehr der
britischen Auffassung in der Ruhrftage und dem britischen Re»
plirationsplane zuneige.

Weiter schreibt dieser Korrespondent, der Bericht, den Lord
Eürzon gestern im Kabinett über seine Besprechungen mit dem
französischen und dem belgischen Botschafter erstatte:-, brockte ,
wie verlaute , den Ministern den Ernst der Lage stark zum Be¬
wußtsein . Bei verschiedenen KabinettsmitgliedernwurdenZweifel
laut , ob es überhaupt einen Zweck habe , die Erörterungen

Mit einer Beilage 39 . öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen Landtags.



fortzusetzeu, da diese doch: wenig oder gar - keinen Erfolg, 'ver¬
sprechen . Indessen ist Such beschlossen worden, weitere Anstren-
gangen °zu machen , um einen btocluo viveniti zu finden . Diese '
Besprechungen dürsten aber nicht unbegrenzt sortdauern . Man
Hoffe, daß Poincare noch eine genaue Darstellung seiner Hal-
tung geben werde.

«Daily Mail " meldete, die Mitteilung Lord Curzons iir der
Kabinettssitzung lautete dahin, dah die Haltung der franzö¬
sischen Regierung so gut wie unverändert sei und daß Poincare
seine Forderung , daß die Alliierten das letzte deutsche Angebot
erst nach Aufgabe des passiven Widerstandes prüfen dürsten,
nicht aufgebe.

In politischen Kreisen verlaute , dah die Lage für außer¬
ordentlich ernst und sehr heikel angesehen werde. Es liege klar
zutage , gah es ungewiß sei, ob die englisch -französischen Be¬
sprechungen tatsächlich ausgenommen werden sollten.

London, 5 . Juli . Bei der Beratung der Finanzvorlage >m
Unterhaus erklärte Baldwin , nichts habe so viel zum guten
Einvernehmen zwischen den Bereinigten Staaten und Groß ,
dritannien bcigetragcn , wie die englische Haltung in der An¬
gelegenheit der Schulden an Amerika. Diese Haltung habe
den Weg zu einemJbefferen Verständnis zwischen den beiden
Ländern für die Zukunft bereitet, sowie Amerika geneigter
gemacht, mit Großbritannien bei dem Wiederaufbau der Welt
Hand in Hand zu arbeiten . Was die Frage der alliierten Schul¬
den betreffe, so müsse festgestellt werden, daß das britische
Angebot vom Januar angenommen worden sei, und daß Eng¬land jetzt freie Hand habe, so zu handeln , wie es ihm am besten
scheine.

Der Abg .Peres Harris erklärte, so lange Frankreich in der Lage
sei, große Summen für Rüstungen auszugeben , solle es da
nicht entsprechendeSteuern erheben oder einen Versuch unter¬
nehmen , sein Budget ins Gleichgewicht zu bringen und seine
Schulden zu bezahlen ? Durch seine unüberlegte Politik ver¬
ursache Frankreich Verwirrung im Handel , Arbeitslosigkeit,Unruhen und wirtschaftliche Depressionen in ganz Europa .Es sei zu hoffen, daß der Premierminister bei den gegenwär¬
tigen Verhandlungen eine energische Haltung einnehmcn werde.Wenn er dies tue , habe er die gesamte Nation hinter sich.

London, 5. Juli . Einem Bericht des diplomatischen Korre¬
spondenten der „Pall Mall Gazette " zufolge ist in den eng¬
lischen amtlichen Kreisen jede Hoffnung auf eine schnelle Ber-
ftändigung geschwunden . Die übrigen Blätter betrachten die
Lage als hochernst . Der Ton der Blätter ist im allgemeinen
ruhiger , als in den ersten Tagen der Woche, aber nicht weniger
bestimmt. Der „Star " erklärt , die Stellung Englands sei
durch die Erklärung Mussolinis und die des Vatikans nach
außen hin gestärkt worden. Im Innern stellt sich die öffent¬
liche Meinung in steigendem Maße hinter die Regierung .

Rom , 8 . Juli . „Corriere della Sera " meldet aus London:
Für den Fall einer separaten Aktion Englands und Italiens
gegenüber Deutschland trägt man sich in London mit dem Ge¬
danken der Neutralisierung ausgedehnter Grenzgebiete , wo¬
durch Einerseits Frankreich gegen Angriffe geschützt und ander¬
seits Deutschland die Befürchtung genommen würde , daß
Frankreich das Rheinland abtrennen werde. Hierzu werde
die italienische Mitarbeit ganz außerordentlich erwünscht er¬
scheinen . London würde eine solche italienische Beteiligung
auch mit einem Truppenkontingent am Rhein begrüßen , wobei
England daran denkt , daß die Garantieform alle deutschen
Grenzen umfassen sollte und eventuell die Grenzen Italiens ,damit der Friede Europas auf sicherer Grundlage aufgebaut
würde.

Die Ikubrpolitik Frankreichs.
Berit » , 3. Juli . Der deutsche Botschafter in Paris hat der

französischenRegierung eine Protestnote gegen die französischen
Eingriff : in den Reichsbankbetrieb im besetzten und im Ein¬
bruchsgebiet übergeben. Am Schluß der Note heißt es : „Die
deutsche Regierung stellt unter Hinweis auf ihre frühere Dar¬
legungen die Rechtswidrigkeit des Vorgehens gegen die Reichs¬
bank erneut fest. Selbst im Kriege würde der Zugriff auf das
Privateigentum der Reichsbank, deren Charakter als reines
vom Reichsfiskus unabhängiges Privatinstitut im Jahre 1822
entsprechend den Forderungen der Reparationskommission noch
verstärkt worden ist, widerrechtlich sein. Gegen die dauernde Nicht¬achtung der klaren Rechtslagen durch die französischen Zivil¬
und Militärstellen legt die deutsche Regierung scbärfste Ver¬
wahrung ein . Die deutsche Regierung fordert die Rückgabe
der fortgenommenen Beträge und behält sich selbst und der
Reichsbank alle Ersatzansprüche vor."

Düffeldorf, 8. Juli . Die gegen das vom Mainzer Kriegs¬
gericht am 29. Juni wegen angeblicher Sabotageakte gegen

sieben deutsche Angeklagte ausgesprochen« Todesurteil » vvn ^
deutscher Seite ' eingelegte Revision sowie die Mrufung gegen -
die zwei weiteren Urteile , wovon ' das eine auf lebenslängliches ^

. Zuchthaus , das andere auf fünf Jahre Gefängnis lautet, - ist -
heute vom Revisionsgericht der französischen Rheinarmee in
Düsseldorf nach kurzer Verhandlung verworfen worden.

Lndwigshafen a . Rh.» 5 . Juli . In Zwelbrücken wurden nacherfolgloser Versammlung zwecks Dienstübernahme zwei Grup .
Pen von je 10 Eisenbahnern zum französischen Delegierten ge¬laden, woselbst sie zunächst höflich zur Dienstaufnahme aufge¬fordert wurden . Da die Einladung jedoch ergebnislos blieb,wurden fie um so unhöflicher, zum Teil mit der Reitpeitsch-e .wezgejagt . Die neue Ausweisung von etwa 74 Eisenbahnernaus Zweibrücken und Umgebung ist zweifellos die Folge dieser
Absage .

Paris , 6. Juli . Nach einer Havasmeldung aus Aachen ist
wegen der Duisburger Explosion im Einvernehmen mit dem
belgischen Kriegsminister die Stadt Duisburg mit einer Geld,
bntze von 30 Milliarden Mark belegt worden.

Ikurze Ikscbricbten .
Berlin » 6. Juli . Bei den Besprechungen, die der päpstlicheNuntius Pacelli mit dem Reichskanzler begonnen hat , hat der

Reichskanzler nicht verfehlt, den Beauftragten des Papstesgegenüber darauf hinzuweisen, daß die Reichsregierung die
Sabotageakte von jeher verurteilte , aber eigentlich gar keinen
Einfluß aus diejenigen Kreise habe, aus denen die Sabotage ,akte zu stammen scheinen , da der Widerstand im Ruhrgebietlediglich eine spontane Äußerung des Unwillens und der Unzu¬friedenheit sei, die in der Bevölkerung des Ruhrgebiets herrsche .Berlin , 5 . Juli . Gegen die Versuche von Firmen des unbe¬
setzten Gebietes , den Kundenkreis des besetzten Gebietes an sichzu ziehen, ausführbare Lieferungen unter Berufung auf die
Bahnschwierigkeiten zu unterlassen , Zahlungen ungebührlich zuverzögern oder gegenüber den Firmen des besetzten Gebietes
verschärfte Lieŝ rungs - und Zahlungsbedingungen zur An¬
wendung zu bringen , ruft ein Schreiben des Reichswirtschafts¬ministers an die Spitzcnvertretungen von Industrie und Handelderen einsichtsvolle Einwirkung und werktätige Unterstützungauf , um die Wirtschaltskreise des unbesetzten Gebietes zu der
nötigen Rücksichtnahme aus die schwierige und immer schwie¬
riger werdende Lage der Bevölkerung des besetzten Gebietes
zu veranlassen . Andernfalls müßte , schließt das Schreiben ,
ernstlich erwogen werden ob nicht durch behördliche Maßnahmen ,etwa durch Einsetzung von Schieds- oder Ehrengerichten mit
gewissen Befugnissen, durch Moratorien zwecks Erleichterungvon Zahlung und Lieferungsbedingungen usw. Abhstfe zu schif¬fen wäre .

Berlin , 6 . Juli . Auf Grund der Aufforderung der Reichs¬
regierung , bei der Ennssion der noch nicht gezeichneten Be¬
träge der Dollar -Schatzanweisungen die Regierung in ihrenBemühungen zu unterstützen, hat das Präsidium des Zentral -
verbandeS des deutschen Großhandels an den Herrn Reichs¬kanzler ein Schreiben gerichtet, in dem es heißt : „Das Präsi¬dium und der Vorstand des Zentralverbandes des DeutschenGroßhandels haben in ihrer Sitzung vom 2 . Juli zu dem dor¬
tigen Schreiben vom 22 . Juni Stellung genommen. Die An¬
erkennung der außen- und innenpolitischen Notlage des Reichesund der Verpflichtung der Wirtschaft, auch ihrerseits die Ab¬
wehr gegen ein weiteres Abgleiten der Mark zu unterstützen,wurde beschlossen, dem Wunsche der Regierung entsprechendmit allen dem Zentralverband des Deutschen Großhandels zuGbote stehenden Mitteln auf die angeschlossenen Fachverbändeund Einzelmitglieder schriftlich und mündlich einzuwirken, umdie größtmögliche Abnahme von Dollarschatzanweisungen ge¬gen Devisen durch den Großhandel sicherzustellen . Darüber
hinaus soll direkt an ca . 30 bis 40 000 Großhandelsfirmendurch Verbreitung /einer Sondernummer des Mitteilungsblat¬tes des Verbandes herangetreten werden, in der in geeigneterWeise für die Zeichnung der Dollarschatzanleihe geworben wer¬den soll . Es soll insbesondere aufs nachdrücklichste darauf hinge¬wiesen werden, daß jede Abgabe von allen irgendwie und ir¬gendwo entbehrlichen Devisenbeständen zu Zeichnung der Dol¬
larschatzanweisungen dem ureigenen Interesse des deutschenGroßhandels entspricht, da ein weiterer Markverfall mit seineninnerpolitischen Folgen auch den Fortbestand der deutschenWirtschaft und damit des deutschen Großhandels in Frage stel¬len muß.

Berlin 6 . Juli . Tie Mehrheit der Metallarbeiter hat sichin der Urabstimmung für den Streik ausgesprochen.

Wadiscke Nebeksicbt.
Badischer Landeselektrizität - u .Masser -

wirtschattsrat .
Der Badische Landeselektrizitäts - nnd WasserwirtschastSrat

ist auf Montag , den S. Juli 1923 , zu seiner ersten Tagung
nach Karlsruhe einberufen worden . Die Tagesordnung um» '
faßt die Fragen des Ausbaues der lWafferkräfte, deS Waues der'Wasserstraßen und der Elektrizitätsversorgung .

Landesversicherungsanstalt Baden .
(Invaliden - und Hinterbliebenenversicherung .)P -Al Die «norm gestiegenen Aufwendungen für das Heil»verfahren gaben dem Gesamtvorftand der Landesversicherungs »anstatt Veranlassung , zu prüfen , inwieweit diese Leistungen anfreiwillige Weiterversicherte, Eelbstvebsicherte und Pflichtmit »

«lieber der Angestelltenversichevung ( sog. Wanderversicherte)weiterhin noch zu gewähren find. Mit Rücksicht auf die Woche '
für Woche Beiträge leistenden Pflichtversicherten der Anstaltmüssen von den freiwillig weiterversichert :n und selbstversicher¬ten Personen höhere Weitragsleistungen als die zur Aufrecht-erhaltung der Anwartschaft nötigen Mindestleistungen von 20
oder 40 Wochenbeiträgen in 2 Jahren gefordert werden .

Demgemäß wurde beschlossen, Heilverfahren an weitervrr »
sicherte Personen nur dann zu gewähren , wenn jährlich40 Wochenbeiträge geleistet w :rden . Selbstversicherte Perso¬nen können in der Folge, ein Heilverfahren nur dann erhal¬ten, wenn jährlich 82 Wochenbeiträge geleistet worden find.
Pstichtmitglieder der Angestelltenvevsicherung werden auchwenn sie Woche für Woche zur Invalidenversicherung frei¬
willige Weiträge geleistet haben, mit ihren Anträgen auf Heil¬
verfahren jeweils an die Angestelltenversicherung verwiesenwerden . Eine Schädigung dieser Wanderversicherten ist hier¬mit deshalb nicht verbunden, weil die Reichsversicherungsan¬
stalt für Angestellte in Ausführung des Gesetzes vom 10. No¬
vember 1922 die zur Invalidenversicherung geleisteten Bei¬
träge auch bei Gewährung von Heilverfahren berücksichtigt ,'wie dies im umgekehrten Fall von der Landesversicherungsan¬
stalt gegenüber den aus der Angelstelltenversicherung ausge »
schiodenen invälidenversicherungspflichtigen Personen geschieht .Der neugewählte Ausschuß hat sich mit diesen durch die Not
der Zeit veranlatzten Maßnahmen einmütig einverstanden et»
klärt .

'

Badischer Städtebund .
DZ . Meersburg , 2. Juli . Unter dem Porsitz des Bürger¬

meisters Dr . >Moll hielt hier am 30. Juni der badische Städte¬
bund seinen 29. ordentlichen Städtetag ab . Den Hauptver¬
handlungen wohnten u . a . bei : Ms Vertreter der Regierung
Ministerialrat Weizel und Landeskommissär Föhrenbach, als
Vertreter des Arbeitsministeriums Oberregierungsrat Schoch»ferner Oberamtmann Geh .-Älat Levinger, OberbürgermeisterDr . Möricke und Landtagsabgeordneter Amann . Nach einem!
eingehenden Referat durch Bürgermeister de Pellegrini wurde
folgende Entschließung angenommen : „Der Städtebund be¬
grünt den neuen Entwurf des Fürsorgegesetzes, durch welchen
die Gemeindebeamten in Ruhegehalt und HinteMiebenenver -
sorgung den Staatsbeamten gleichgestellt und die hierfür er¬
forderlichen Mittel im Umlageversaihren von den Gemeinden
erhoben werden .

" Nach einem Bericht des OberbürgermeistersRenner -Rastatt über die Jagd steuer wurde ebenfalls eine Re¬
solution gefaßt , wonach der Städtetag die Einführung der
Jagdsteuer als mittelbare Besteuerung der Gemeinden be¬
dauert und deshalb ihre baldige Aufhebung verlangt ; er
widerspricht jedenfalls einer etwa beabsichtigten Erhöhung .

Oberbürgermeister Dr . Gugelmeier -Lörrach sprach über die
Zusammenarbeit des Städtebundes mit dem Städteverband .Es sollen beide Verbände unter Wahrung ihres Bestandeseinen gemeinsamen Worstand bilden^ der unter dem Namen
,/Badischer Städtetag " die einheitliche Vertretung der Interes¬
sen aller 'badischen Städte gegenüber Reich und Land durch¬
führen solle . Eine besondere Kommission übernimmt die
Regelung dieser Frage . Mach einem von Geheimrat Timme
erstatteten Geschäfts- und Rechenschaftsbericht wurde die Um¬
lage vorläufig aus 60 M . pro Kopf der Bevölkerung festge¬
setzt mit der Ermächtigung , nach Bedarf weitere Umlagen
zu erheben.

Bürgermeister Pothcka-Ettlingen referierte über die Woh¬
nungsabgabe und fordert für die .Neubauten auch die Per -

lkeue Ndusik in Frankkurt .
Für eine jugendlich aufstrebende Kunst ist jede gebotene

Möglichkeit mit dem Publikum in lebendigeBerührung zu tre¬
ten von größtem Wert ; denn erst durch abwägende Verglei¬
chung ergibt sich ein Maßstab für das >Einzelne , eine Einstel¬
lung zum Gesamtwollen einer Bewegung . Frankfurts Musik¬
kreise hatte nun Gelegenheit, in sieben Kammermusik¬
konzerten so ungefähr alle ernst zu nehmenden Faktorender jüngsten Musikentwicklung kennen zu lernen sowie durch
die Einzelveranstaltungen sich einen Weg zum Verständnis der
neuen Zielsetzung überhaupt zu bahnen , die zwischen Zusam¬
menbruch und Wiederaufbau aller tendenziösen Gegnerschaft
zum Trotz denn doch als eine erfreuliche Erscheinung von emi¬
nenter Wichtigkeit gewürdigt zu werden verdient . Träger der
Einkehr und Selbstbesinnung , die da der Vergangenheit mit
eigenen Gedanken gegenübertreten , sind vor allem ErnstKrenek und Paul Hindemith . Der junge Tscheche
gab mit einem Concerto grosso für Kammerorchester den auf¬
rüttelnden Auftakt und in der eigenartigen Substanz seiner
Tonsprache den denkbar stärksten. Beweis für die Berechtigung
dieses durchaus neuformenden Klangwillens : aus dem In¬
nern erwachsende , also notwendige, nicht bloß äußerliche Er¬
neuerung der Klangmaterie und dcr Gestaltungsidee war zuerkennen und führte zu einem zwingenden herzlichen Beifall ,der sich dem Erfolg , den dies erstaunlich geniale Talent mit
einer Sinfonie vor wenigen Tagen erst beim Tonkünstlerfest
errang , ebenbürtig unrecht. Von Paul Hindemith kam
bas „ Marienleben " zu erfolgreicher örtlicher Erstaufführung .
Nachdem aber hier ausführlich über die Donaueschinger Ur¬
aufführung berichtet wurde , erübrigt sich nochmalige kritische
Betrachtung , umsomehr da Hindemith gleichzeitig mit einem
kleinen entzückenden Bläserquintett (op. 24, II ) innerhalb der
Veranstaltung vertreten war , das seine unbekümmert und ur .
sprünglich sich gebende Musizierfreudigkeit wiederum glänzend
repräsentierte . Was ich persönlich sonst an Neuem hörenkonnte, stand hinter diesen in jeder Beziehung gehaltvollen
Darbietungen weit zurück . Bemerkenswert blieb aber immer¬
hin die Musik für sieben Instrumente von Rudi Stephan ,der einst zum Vortrupp der jungen Bewegung gehörte, wir¬
kungsvoll auch die Kammersinfonie „Die chinesische Flöte " von
dem Mannheimer Ernst T o ch, obwohl das stark überwu¬
chernde exotische Element darin dem sinfonischen Charakter
eigentlich widerspricht und zwischen den Orchesterteilen und den
Tenorsolis keine rechte Einheit besteht . Sehr schwach und größ¬tenteils einer billigen Stimmungsmache huldigend hörten sich

fünfzehn neue kleine Kammermusikstücke (op. 32 ) von Bern ,
hard S e k l e s an . Anderes wie Kurt Weill ' s Streich¬quartett blieb unklar und machte zum mindesten den Eindruck

, mühsamer Konstruktion, den man auch neben diesem Busoni -
schüler beiStefanWolpes Klavierstücken nicht los wurde .
Ähnlich zwiespältige Empfindung hinterließ , wie man mir
sagte, schon Herbert Windts „Xnösnte -irsliöioso "

. An
neuen Namen und neuen Werken enthielt das Programm nochmancherlei doch vermochten weder A. Jemnitz , H. Lie¬
ßen , W. Petersen , E . Erdmann stärker zu feffel>noder gar zu überzeugen , noch erbrachten Aufführungen schonsehr bekannter Autoren wie Schreker , Busoni , De -lins , Bartok , Rottenberg u . a . aufklärungsbedürf¬
tigen Stoff , mit Ausnahme Arnold Schönbergs , dessen
Liederzyklus „Die hängenden Gärten "

(op. 18) mit Recht als
interessantes Experiment in diese zeitgemäße Vortragsreihe
ausgenommen wurde. Viel wirkungsvoller freilich erklangsein a aapella -Chor „Friede auf Erden " im Schlußkonzert m
den ehrwürdigen Römerhallen .

Man kann diesen kurzen Bericht über die in der Hauptsachevon Hermann Scheichen künstlerisch geleitete und von
dem Direktor des dortigen Meßamts S u t t e r praktisch er¬
möglichte Kammermusikwoche, die fast stets überfüllte Säle
sah , nicht abschließen, ohne noch ganz besonders auf die deut¬
sche Erstaufführung von Igor Stravinskys „Ge -
schichtevom Soldaten " hinzuweisen, einer dämonischen' Groteske in zwei Teilen , die gerade durch die Kleinheit des
Formats und die Beschränktheit der Mittel einen Weg zur'
Erneuerung der veralteten Opernform weist . Die musika-

> lische Einkleidung der ganz primitiv von C . F . Ramuz ge-
? schriebenen und meist von einem auf der Bühne sitzenden Vor¬

leser vorgetragenen Erzählung hat ihren Vorzug in der weisen
Bescheidung äufs Allernotwendigste. Aber was Stravinskh z.B . aus seinem Streichkörper, der auf eine Violine und einen
Kontrabaß zusammengeschrumpft ist, herausholt , klingt fabel¬
haft und ist letztmögliche Verfeinerung und Ausnutzung . Un¬
bestreitbar war auch diese von Scherchen mit Kräften des
Schauspielhauses arrangierte Aufführung der Höhepunkt der
ganzen Woche, zu deren Gelingen zahlreiche Mitwirkende auf -
geboten waren , so als Sänger und Sängerinnen A . Koh -
mann , B . Lauer - Kottlar , E . Liebhold , E.
Friedrich , dann die Pianisten E. Erdmann , A.
Hoehn , Fr . Kwast - Hodapp , E . L ü bb ek e - I ob .
Fr . M a l a t a schließlich das Amar - Quartett und So -

j listen des Opernhausorchesters . H. Sch.

Contrabaßkonzert . Morgen , Samstag , findet abends 8 Uhrim Eintrachtsaale das Konzert des hiesigen Contrabassiften
Hans Ha r t w i g statt. Der jugendliche Künstler wurde andie Charlottenburger Oper engagiert und möchte sich mit die¬
sem Soloabend von Karlsruhe verabschieden. Er hat hierfürdas Konzert a -moll von Klugharst , eigentlich ein Violincello-
konzert, das der Künstler jedoch im Orginal auf dem Contra¬
baß spielen wird . Als weitere Programmnummer spielt Herr
Hartwig ein Contrabaßkonzert von Koussewitzky. Zur Mit¬
wirkung wurde die in Karlsruhe bereits als vorzügliche
Konzertsängerin emgeführte Sopranistin Olga Bürger -
F e ch n e r gewonnen . Den Klavierpart hat der Gatte der
Künstlerin : Herr Kapellmeister Julius Bürger , vom hiesi¬
gen Landestheater , übernommen . Karten bei Kurt Neufeldt .

Landrstheater . Bei dem am Samstag , den 7. Juli statt¬
findenden „Strindberg -Abend", der letzten Schauspielvorstel¬
lung dieses Spieljahres , gelangt zuerst das dreiaktige Kam¬
merspiel „Wetterleuchten" zur Erstaufführung . In Haupt¬rollen wirken die Damen Clement , Ermarth und Greifs mit ,
sowie die Herren Gemmecke , Paschen und von der Trenck -
Ulrici . Den Beschluß des Abends bildet die Erstaufführungder einaktigen Komödie „Erste Warnung ", dargestellt von den
Damen Clement , Frauendorfer , Noorman und Herrn Bürk-
ner . Die Spielleitung beider Werke hat Herr Baumbach. —
In der am Sonntag als letzte Vorstellung vor den Ferien
stattfindenden Aufführung von Wagners „Lohengrin " wird sich
Herr Zilkeu, wie bereits bekanntgegeben, vom hiesigen Pu¬
blikum verabschieden. Als Elsa gastiert seine Gattin , Frcn»
Agnes Zilken-Poschner.

Stäbt . Konzerthaus . Auf die morgen, Samstag , abend statt¬
findende Erstaufführung der Operette „Die Försterchristel" fei
hiermit nochmals hingewiesen. — Am Sonntag finden zwet
Vorstellungen statt und kommt nachmittags 3M» und abend»
7% Uhr die Operette „Die Försterchristel" zur Wiedergabe . —
Montag , den 9. Juli wird ebenfalls „Die Försterchristel" aus¬
geführt und ist diese Vorstellung auch für die Mitglieder der
Volksbühne U . I . Dienstag , den 10. Juli gelangt zum ersten
Male die Operettenneuheit „duscht tanzt " von Ralph Benatzky
zur Aufführung und gastiert in der Partie des „Staps " Herr
Rolf Berko vom Theater an der Wien.



ÄCA« :ietntt ■©JeawnrtHel ftttoit rhi e SoPakchgabe ,
« ^^n«»sBsuchenLe. Verbilligung von Bauholz -durch -Len

fcLrtin «nfc« « Weise als bisher vorgesehen. Mer kvm.
^ !^ ke» Brrsicherungsevefen berichtete Gcheimrat Timme -
M^ Sruhe, der den Städten bringend Len Beitritt #u den
Ensirrunßlen Mobiliar -FeuerveUsichevungsverband empfiehlt .

-max mit Kollverficherung. Zur Schulfrage wurde <mS-
^ führt . daß es den Gemeinden unmöglich sei. dem Austvand ,
Arn die gesetzlichen Westimnmngen veäangen , nachzukonrmen,
Regierung und Landtag sollen ersucht werden, den Gemeinden
»urch Übernahme persönlicher und sachlicher SHuiUcrsten _

die
Achaltung des jetzigen Schulwesens und jeden im vaterländi -
«chen Interesse erforderlichen Ausbau desselben zu ermög.

Ichcn. — Die Kreissteuer soll wieder durch die Gemeinden
erhoben werden.

' Hrurze ißacforicfoten aus Baden .
« Nr . 31 des Badischen Gesetz - «nd Berordaungs -BIatteS

»at folgenden Inhalt : Verordnungen und Bekanntmachung :
tzrs Staatsministeriums : ditz. Verbesserung der Geldeinteilung
AelÄbereinigungh; Erhöhung des Teuerungszuschlags vom
%. Juni 1923 an ; über eine zweite Änderung der Verordnung
jber die Vorbereitung zum höheren öffentlichen Dienst in der
Austiz und der inneren Verwaltung ; des Ministeriums des
ganern : der Tarif der von den badischen Armenverbänden
gegenseitig zu erstattenden Armenpflegekosten ; die Arznei¬
laxe ; Verpflegungssätze für Kranke im Landesbad in Baden
«nö im Landessolbad in Dürrheim ; des Justizministeriums :
über den Vollzug des Kchtengfletzes; über die Bestellung von
BerBeichsbehördey in streitigen Recktsangelegenheiten ; über
hie Gebühren der Ortsrichter ; über Kosten im Verfahren vor
den Gemeindegerichten; des Arbeitsministeriums : Schutz der
Mieter .

Das Notgeld der badischen Gemeinden. Da zurzeit keine
Knappheit an Zahlungsmitteln mehr besteht, haben der Finanz¬
minister und die Reichsbahndirektion Karlsruhe die Annahme
des von den badischen Gemeinden ausgegebenen Notgeldes auf
die Kassen am Ausgabeort und deffen engeren Wirtschaftsbezirk
Geschränkt.

DZ . Karlsruhe , 5. Juli . Unter der Anklage des Betrugs
stand heute der in Heidelberg wohnhafte Fabrikant Hermann
Honnef, gebürtig aus Honnef a. Rh . Mitangeklagt war wegen
Beihilfe der Fabrikant

'
Hermann Otto Baerwald aus Pauch .

(Me Anklage warf Honnef vor, daß er im Spätjahr 1920 unbe¬
rechtigterweise sich einen Schadenersatz von 14000 M . für eine
Entstaubungsmaschine für ein Sägewerk , die von der Sied -
lungs - und Landbank bestellt worden war , nutschreiben ließ,
nachdem der Auftrag zurückgezogen worden war . In der Beweis¬
aufnahme wurde u . a . auf die zerfahrenen Verhältnisse in de:
Land - und Siedlungsbank abgehoben. Das Urteil lautete ge¬
gen Honnef auf 3 Millionen Mark Geldstrafe , gegen Baerwald
auf 300 000 Mark.

DZ . Mosbach. 5 . Juli . Die Badischen Motorlokomotimverke
hatten dieser Tage den Besuch des badischen Staatspräsidenten
Remmele, des Finanzministers Köhler und des Arbeitsmini¬
sters Dr . Engler . Außerdem waren anwesend die Vertreter
der MaschinenbaugesellschaftKarlsruhe , nämlich Konsul Niko¬
lai und Generaldirektor Dr . Doederlein . Der Besuch galt der
Besichtigung der Werke , die in der Lage waren , den Herren
den neuesten Typ ihrer Diesel-Motorlokomotive mit hydrau¬
lischem Leutzgetriebe auf dem Bahnhof der Reichseisenbahn
»orzusühren . Die Lokomotive von 90 Pferdestärken ist für die
Württembergischen Metallwerke in Geißlingen bestimmt.

DZ . Kehl, 4. Juli . Nach einer Verordnung des Kreisdele .
gierten der interalliierten Rheinlandskommission trifft die Ver¬
ordnung über die Sperrung deS Verkehrs zwischen dem be¬
setzten Gebiet und dem unbesetzten Deutschland auch auf das
hiesige Gebiet zu . Das Personal der Lokalbahn und die Post -
Geamten dürfen jedoch den Dienst fortsetzen, d. h . also die Züge
fahren wie bisher nach Bühl und Lahr weiter , so daß der Post -
nnd Güterverkehr nicht behindert ist.

DZ . Freiburg i . Br ., .. Juli . In der gostern hier stattge¬
fundenen Tagung des BrrbandS Badischer Fürsorgerinnen er-
teilte Geschäftsführer Prof . Dr . Dust zunächst dem Prof . Dr .
Noeggerath das Wort zu einem Wortrag über „Rachitis "

. Der
Redner zeigte an Hand eines Filmes die Rachitiserkrankung
und deren Heilung Lurch künstliche Bestrahlung . In _

dem
Film wurden zwei Fälle vorgeführt , die zu einem günstigen
Teilergebnis führten . Hierauf ergriff Generalsekretär Bee-
^ ng-Fveiburg das Wort und schilderte die Jugendbewegung ,
die bei richtiger Leitung unter Hintansetzung parteipolitischer
Tendenzen geeignet sei , die Jugend zum Träger des deutschen
Kultur - und Wirtschaftslebens und zu tatkräftigen Menschen
heranzubilden . Geschäftsführer HentrichdFreiburg erörterte
die Trinkerfürsorge . Er hob hervor , welch verheerende Wir¬
kung gerade die Trunksucht in Familien schon angestiftet halbe
und heute noch anstifte und daß durch diese der Nachwuchs
entweder geistig minderwertig oder auch tuberkulös ausfalle .
Er hielt es für angebracht, >datz seitens des Staates strengere
Maßnahmen ergriffen würden , um unrettbar dem Alkohol
verfallene Trinker zwangsweise zu internieren , um sich und
hie Allgemeinheit vor weiteren Schädigungen zu bewahren .
Bros . Dr . Lust dankte den Rednern für ihre anregenden Aus -

Iührungen . Nachmittags fand eine geschlossene Mitgliederver-
ammlung statt .

Frriburg , 6. Juli . Gestern abend 7 .40 Uhr entgleiste im hie¬
sigen Güterbahnhof der einfahrende Güterzug 8674 aus noch
nicht aufgeklärter Ursache . 6 Wagen wurden beschädigt, ein
Schaffner erlitt schwere Kopfverletzungen. Der Betrieb ist nicht
gestört.

DZ . Schopfheim, 4. Juli . Der Bürgerausschuß wird über
.ein neues Bauprojekt der Stadtgemeinde zu entscheiden ya -
Len . Das Projekt sieht einen Bau mit 4 Dreizimmerwohnun¬
gen und zwei Zweizimmerwohnungen vor , für die der Vor¬
anschlag von Mitte Juni 263 Millionen Mark Bauaufwand
vorsieht. Von dieser Summe sind 173 Millionen zu decken und
- war 73 Millionen durch einen Holzhieb, 100 Millionen durch
«inen örtlichen Zuschlag zur Wohnungsabgabe und zur Ge¬
meindesteuer.

JjZ . Singen o. H., 4. Juli . Der » nrgerausschuß «eneh-
« igte die Erhebung eines Gemeindezuscklags von 40 Prozent
auf die staatliche Wohnungsabgabe mit alle» gegen die Stim¬
men der Kommunisten.

DZ . McerSburg , 5. Juli . Zu der Beerdigung Fritz Mauth -
Merz wird uns noch berichtet: Vor den Altar der kleinen evan¬
gelischen Kirche in Meersburg war der Sarg mit den sterblichen
Überresten aufgestellt. Von Regierungsseite wohnte der Ober¬
amtmann ' Geh. Rat Levinger- llberlingen , von der Stadt

EMieersburg Bürgermeister Dr . Moll der Beerdigung bei. Der
evangelische Pfarrer Dr . Weidemann -Keßwiel (Schweiz ) , ein
treuer Freund der Familie Mauthner , hielt die Trauerrede ,
her es das Mauthnerwort aus seinem Budd- . buche vorsetzte:
^ Eine Sonne ist untergegangen ." Im Auftrag des Künstler -

LundeS.B«ck« isee legte Wilhelm »»« Sch»lz eine« -Kranz nie- .
- der. Der Dichter und Philosoph Mauthner ruht nun in -dem¬
selben Erde , in der hie deutsche Dichterin Slnnettfjjon Droste -
Hülshofs und der Begründer des tierischen Magnetismus , F . !
A. Meßner , ihre letzte Ruhestätte gesunden haben.

Ans der Landeshauptstadt .
Der Bürgerausschuß hat den Antrag der Zentrumsfraktion

auf Aushebung des FamtltenbadeS im Bierardtbad mit 32
gegen S1 Stimmen abgelehnt . Die Wirtschaft !. Vereinigung ,
die deutsch -liberale und die deutsch -nationale Fraktion stimm¬
ten für den Zentrumsantrag . Ein Antrag von 38 Mitgliedern
verlangte zur Ersparnis die Befeitigoit» 8er vierten Bürger -
« risterstelle (Dr . Horstmann ) und entsprechende Abänderung
des Ortsstatuts . Der Antrag wurde mit 34 gegen 26 Stim¬
men abgelehnt . Ein Antrag der Linken wünschte, daß Ande-
rungen des Grundgehaltes durch das Reich ohne weiteres auf
di« Beamten angewendet werden . Der Antrag wurde ange¬
nommen . Ter Verlängerung der Wirksamkeit der Gemeinde¬
satzung über Tagegelder und Reisekosten der städtischen Be¬
amten wird zugejtimmt . Ohne wesentliche Debatte werden
die Vorlagen über den Verkauf von Gelände angenommen .
Bei der Vorlage über das Gelände am Mühlburgertor wandte
sich Stadtv . Deines gegen das Projekt der nunmehr beabsich¬
tigten Erbauung jenes Platzes . Die Künstlerkommissionen
seien eigenartiger Weise gar nicht gehört worden . Bürger¬
meister Schneider erklärte, daß an dieser Stelle ein großes
Monumentalgebäude der Karlsruher Lebensversicherung ge¬
plant war , was dann aufgegebcn wurde . Private Initiative
wolle jetzt hier ein L ^ stöckiges Gebäude errichten, das archi¬
tektonisch sehr schön wirke. Darnach wurde die Veräußerung
von Grundstücken genehmigt. — Zur Beratung kam die Vor¬
lage über Wohnungsbau und Wohnabgabe für das Jahr 1923 .
Zur Ziffer 3 dies Gemeindebschlusses vom L4./26 . Mai wird
vom Stadtrat folgende Fassung vorgeschlagen : „Eine Er¬
höhung der monatlichen Abgabe gemäß Ziffer 2 hat keine Gel¬
tung für solche Monatsraten , welche vor ihrer Fälligkeit und
zwar spätestens zu dem Zahlungstermin entrichtet werden , der
der Erhöhung dorausgeht .

" Der erwähnte Gemeindebeschluß
enthält für den Fall einer durch Stadtraisbeschlutz mit Zu¬
stimmung des Stadtverordnetenvorstandes erfolgten Erhöhung
der Wohnabgabe die Sonderbestimmung : „Eine nach dem
1. Juli 1823 eintretende Erhöhung der monatlichen Abgabe
gemäß Ziffer 2 hat keine Geltung für solche Monatsraten , die
vor Hier Fälligkeit zu einem früheren Zahlungstermin ent¬
richtet worden sind .

" Bürgermeister Schneider betonte , daß
die Vorlage „ eine authentische Interpretation " bringe . Wenn
die Stadt im Mai den gesamten Betrag an .Wohnabgabe er¬
halten hätte, dann wäre es möglich gewesen, das verkürzte Bau¬
programm durchzuführen (200 Wohnungen !) . Bei monats¬
weisem Eingang sei die Stadt nicht imstande, das Programm
durchzuführen . lMevdings komme heute , nicht eine Abgabe
von 1200 Prevent , sondern von 2260 Prozent in Frage . Aber
auch damit könne man nicht allzuviel anfangen . Es wird
knapp zu 200 Wohnungen reichen , auch wenn es möglich ist,
mit den Einnahmen der Geldentwertung zu folgen . Die
Wohnabgabe gehe nicht , wie hie nutz da behauptet werde , in
der Verwaltung auf . Die Verwaltung erfordere 14 Beamte ,
vielleicht etwas mehr, 3 Prozent . Die Befreiungen machen für
1022/23 etwa 6—8 Prozent aus den Einnahmen aus der
Wohnabgabe. Um die jetzigen Wohnungen bauen zu können,
brauche man für jede Wohnung 50 Millionen an Beihilfen ,
für die Baukosten jedoch das Doppelte.

Obmann Nothweiler erklärt, er vermisse noch immer die
sozialere Gestaltung der Wohnabgabe . Bei Befreiungen sollte
man weitherzig verfahren . Freiwcrdende Hotels und Wirt¬
schaften sollte sich die Stadt nicht entgehen lassen , um Wohn -
räume zu gewinnen . Stadtv . Hof meint , wenn die Zwangs¬
wirtschaft aufgehoben würde, werde eine große Jnterefson -
wirtschaft der Hausbesitzer eintreten . Der Redner fragt , was
an dem Gerücht Wahres sei, daß man für 100 000 oder 1 Mil¬
lion vom Wohnungsamt eine Wohnung erhalten könnte.
Weiter fragt er nach dem Schicksal der Pläne einer Be¬
bauung des Bahnhofplatzes, Ettlingertorplatzes und Mühlbur¬
gertorplatzes . Wenn man das Waupvogramm durchführen
wolle, müsse man ernsthafter Vorgehen , denn es sei bereits
Juli . Es sei zu erwägen , ob man nicht ein neues Rathaus
bauen könne . Bürgermeister Schneider erwiderte : Es sei ganz
ausgeschloffen, daß man in Karlsruhe in dem vom Vorredner
angedeuteten Sinne eine Wohnung kaufen könne. Anderwärts
fei das möglich . Er würde es nicht wagen, 10 Milliarden für
ein neues Rathaus vom Bürgerausschuß zu fordern . Es sei
Aussicht, daß man wegen des Ettlingertorplatzes noch in die¬
sem Jahre mit einer Finanzgefellschaft zu einem Ergebnis
komme. Stadtv . Bauer (Komm.) bemängelt das Wohnungs¬
bauprogramm . Rach weiterer Debatte , die keine neuen Ge¬
sichtspunkte bringt , wurde die Vorlage gegen die Stimmen
der Kommunisten angenommen.

Der Verein Jugendhilfe hielt letzter Tage eine Sitzung sei¬
nes engeren und weiteren Ausschuffes ab . in der eine Reihe
wichtiger Fragen behandelt wurde. Die Wahl von Herrn Alt¬
stadtrat Dr . Fr . Weil als 1 . Vorsitzenden sowie des Herrn
Stadtschularztes Dr . Paul als 2. Vorsitzenden , des Herrn Rek¬
tor Baschang als 1 . und Herrn Oberverwaltungsinspektor Bod-
feld als 2. Geschäftsführer wurde endgültig bestätigt . Unter
der Teuerung leidet die Arbeit des Vereins ganz außerordent .
lich. Während im Jahre 1921 noch 8500 Kinder in Heimen
und Erholungsstätten uutergebracht wurden, war dies in die¬
sem Jahre nur für 920 Kinder noch möglich . Die beliebteste
Erholungsstätte der Kinder , der Heuberg, mußte ganz aufge¬
geben werden. Einen Ersatz sollen nun die in der nächsten
Umgebung der Stadt eingerichteten Luft - und Sonnenbäder
bilden, mit deren Betrieb in diesen Tagen begonnen wird . Der
Verein Jugendhilfe hat einige Baracken und Hütten erworben ,
die Plätze wurden teils von der Stadt , teils von Vereinen zur
Verfügung gestellt , die Kinder sollen da sich durch Aufenthalt
im Freien kräftigen und erholen, sie erhalten die Ouäkerspei -
sung, hie Einrichtung soll also ein Ersatz sein für die früheren
Erholungsstätten . Aber auch diese Unterbringung kostet Geld ,
viel Geld . Die A ufltellung und Herrichtung der Baracken, der
Plätze usw. verschlingen allein schon Millionen, die Pflege und
Wartung der Kinder, die Verköstigung der Rinder ist ebenfalls
sehr kostspielig . Stadt und Staat und Private tun ihm Mög¬
lichstes , um dem Verein Jugendhilfe die Arbeit zu fördern .
Aber noch große Beträge sind vonnöten, um nur den dringend¬
ste» Notwendigkeiten gerecht zu werden. Es sei wiederum ein
Appell an die Bevölkerung gerichtet , mitzuhelfen an diesem
Jugendwerke . Gaben in jeder Höhe sind jederzeit willkommen
und werden auf der Geschäftsstelle , Kreuzstraße 15, Hebelschule,
gerne entgegengenommen.

über die Physiognomie der Ingenieur - und Industriebauten
und die Methode ihre Stärken und Schwächen zu erkennen ,
sprach am vergangenen Montag Abend in der Aula der Tech¬
nischen Hochschule der in weiten Kreisen bekannte Architekt
und Pvofeffor Dr . Schultze -Näumburg . Ausgehend von der
betrüblichen, aber nicht abzulcaignenden Tatsache, daß unsere

Heimat , durch - die - Industriebauten - inncrhtzkb der letzte » .
50 , Jahre - in . wertem - Umfange enisteüt »und . ihrer .natürlichen . .

.
'
Schönheit beraubt wurde, gab der Redner einen fesselnden'
'Überblick über die Entwicklung- derrJndusirre , sowie über, 'die )
Ursachen, die zu jenen häßlichen Bauwerken führten, und . die
auch heute noch vielen die Industrie als ein , wenn auch not»,
wendiges , Übel erscheinen lasten. Die Methode, die eZ jedem
ermöglicht über Stärke -und Schwäche der einzelnen Bauwerke
zu entscheiden, ist die physiognomische, . intuitive , die auch dem.

'
Künstler neben dem Techniker einen entscheidenden An»
teil zuspricht . In welchem llinfange schon heut« Technik und'

.
Industrie bemüht find , Anforderungen zu genügen, zeigt an¬
schaulich die gegenwärtige Ausstellung : „Die Schönheit des
Jngenieurba -uwerkes" in der Landesgewerbehalle. A.K .

# WerkmeisterbezirkSverein. In der alten Brauerei Kam- -
merer hielt der Werkmeisterbezirksverein eine Monatsversamm¬
lung ab . Vor Eintritt in die Tagesordnung gedachte der Por -
sitzende Herr Ruhmann dem Mitgliede Herrn 0 . Markus , de;
auf eine 25jährige Verbandszugehörigkeit zurückblicken darf .
Im weiteren wurde bekannt gegeben , daß anstelle des zurück¬
getretenen Vorsitzenden der Gruppe 8 , Herr Benz, sich Herr . .
Köhl bereit erklärt habe , das Amt des Gruppenvorsitzenden
die Restdienstzeit zu übernehmen . Die Frage der Trennung
des Bezirksvereins in Ost und West wurde einstweilen zurück »,
gestellt, da durch Pachtübernahme des . Friedrichshofes" durch
den Zentralverband , auch der Werkmeisterverein neben anderen
Vereinen seine Geschäftsstelle dorthin verlegen werde, auch
sollen die Monaisversammlungen dort stattfinhen.

Spende . Dem Oberbürgermeister ging im Auftrag eine- .
Herrn Alfred Wenner ein Betrag von 9 900000 M . zu . wovon
6 600 000 M . für das Krankenhaus der evangel. Diakonissen,
anstatt und 3 300 000 M . für das Waisenhaus bestimmt sind.
Dem hier nicht bekannten hochherzigen Spender wird hier »
durch herzlicher Dank ausgesprochen.

Staatsanzeiger .
Die OrtSlöhne im Bezirke des Obervcrsicherungsanits Freiburg

werden gemäß §8 151, 149 R .V .O . mit Wirkung vom I . Juli 1923
festgesetzt wie folgt :

Für den Bezirk
des

Versicherungsamts

Breisach
Emmendingen
Ettenheim
a. Freiburg-Stadt
mit eingem . Bororten

b . St . Georgen ,
Kirchzarten, Lehen

c. übrigeGemeinden
Kehl
Lahr a . Stadt

b. Landbezirk
Lörrach
Müllheim
Neustadt
Oberkirch
Offenbg . a . Stadt

b . Land
Schönau
Schopfheim
Staufen
Waldkirch
Wolsach

Ortslohn für
männliche Personen weibliche Personen

über
21 I .

Ji
10000
12000
10000
16000

14000
10000
14000
14000
12000
14000
12000
10000
10000
14000 '
12000
12000
14000
10000
12000
10000

16—21
Jabren

14—16
Jahren

Jt Ji
8000

10000
8000

14000

12000
8000

12000
12000
10000
12000
10000
8000
8000

12000
10000
10000
12000
8000

10000
8000

5000
6000
5000

10000

8000
5000
8000
8000
6000
8000
6000
5000
5000
8000
6000
6000
8000
5000
6000
5000

unter
14 I .

Ji
1500
1500
1500
1500

1500
1500
1500
15001
1500
1500 9
1500
1500
1500
1500
1500
1500
15001
1500
1500
1500

über
21 I .

Ji
7000
8000
7000

12000

10000
7000

10000
0000
8000
0000
8000
7000
7000

10000
8000
8000
0000
7000
8000
7000

16—21
Jahre

14—16 unter
Jahren 14 I ,

Ji Ji
6000
7000
6000

10000

8000
6000
8000
8000
7000
8000
7000
6000
6000
8000
7000
7000
8000
6000
7000
6000

4000
5000
4000
6000

5000
4000
5000
5000
5000
5000
5000
4000
4000
5000
5000
5000
5000
4000
5000
4000

Ji
1500
1500
1500
1500

1500
1500
1500
1500
1500-
1500
1500
1500
1500
1500
1500
1500
1500
1500
1500
1500

Freiburg i. B-, den 29 . Juni 1923.
Oberversicherungsamt.

Auf Grund der §§ 936 , 936a wird der durchschnittliche JahreS»
arbeitsverdienst land - und forstwirtschaftlicher Arbeiter in dem Bezirk
des Oberversicherungsamts Freibnrg i. B. mit Wirkung vom 1 . Inst
1923 an festgesetzt wie folgt:

Für den Bezirk
des

Bersichemngs -
amts

-■ - - JI
durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienst für Ver¬

sicherte im Alter von

männliche Personen weibliche Personen
über

21 I .
16—21
Jahren

14—16
Jahren

unter
14 I .

über
21 I .

16- 21
Jahren

14 - 16
Jahren

unter
U I .

auf tausendmal
Ji Ji Ji Ji ji ji jt JI

Breisach 1500 1200 750 300 1125 900 600 300
Emmendingen 1800 1500 900 300 1350 1125 750 300
Ettenheim 1500 1200 750 300 1125 900 600 300
a. Freibg.-Stadt

1 . landw. 2550 2100 1500 300 1875 1500 900- 300
2 . forstw. 3000 2550 1875 300 2100 1650 900 300

b. St . Georgen ,
Kirchzarten,
Lehen 2100 1800 1125 300 1650 1275 750 300

c. übr. Gem . 1500 1200 750 300 1125 900 600 300
Kehl 2100 1800 1125 300 1650 1275 750 300
Lahr 2100 1800 1125 300 1650 1275 750 300
Lörrach 2100 1800 1125 300 1650 1275 750 300
Müllheim 1500 1200 750 300 1125 900 600 300
Neustadt 1500 1200 750 300 1125 900 600 300
Oberkirch 1500 1200 750 300 1125 900 600 300
Offmbg. 1 . landw . 2100 1800 1125 300 1650 1275 750 300

2 . forstw. 2550 2100 1500 300 1875 1500 900 300
Schönau 1 . landw . 1800 1500 900 300 1350 1125 750 300

2 . forstw. 2250 1800 1200 300 1650 1275 750 300
Schopfheim 2100 1800 1125 300 1650 1275 750 300
Stausm 1500 1200 750 300 1125 900 600 300
Waldkirch 1 . ldw. 1800 1500 900 300 1350 1125 750 300

2. fstw. 2250 1800 1200 300 1650 1275 750 300
Wolfach 1500 1200 750 300 1125 900 600 300

Freiburg i. Br ., dm 29 . Juni 1923.
Bad . Oberverfichermigsamt.

Die Festsetz ««» des durchschnittlichen JahreSarbeitSverdieustest
land - und forstwirtfchastliäier Arbeiter betr.

Der mit Wirkung vom 15 . März 1923 im Bezirk des Ober«
Versicherungsamts Konstanz festgesetzte durchschnittliche Jahres »
arbeitsverdienst land - und forstwirtschaftlicher Arbeiter (sieh»
Staatsanzeiger — Karlsruher Zeitung — v. ::t 17. März 192t
Nr . 65) wird gemäß § 936a RBO . mit Wiriung vom 1. 3ul |
1923 an verdreifacht.

Konstanz , den 30. Juni 1923.
Badisches Obervcrsicherungsamt.



Der Otttfolu (bet ertSüblich « Tagerenl^ v gewöhnlich « Soge»« beitet» würbe gnnätz U 14». 151 SUU ). « it » iek« , W*1. J »0 IMS m tote folgt fckgrsetzt:

Für dm Bezirk de»
Versicherungsamt»

für »nünnl . Perfonm für weitzl . Person «»

awr
2t z.
Jt

1S- S1
s -
Jt

14—18
3-
Jt

nU.
14 g .
Jt

-lg .
Jt

16- 21
3-
Jt

14- 18
3-
Jt

Mt.
Mg.
JL

1. Konstanz
») Stadt mit Wollma¬

tingen, Radolfirll ,
Singen, Arlm. Riela-
fingen, Sottmadtngm

b>Gemeind« Bafingm
ch die übrige« Gemeind,

st. Bonndorf . Enge«, Meß-
kirch, Pfollmdorf, St .
vlofien, Stockach

tz. Donauefchingen,Säckin-
gen, Tribrrg, Über¬
lingen, Waldshut

Ü- Villingm
»>Stadt u. St . Georgm
bf di« Übrigm Gemeind.

9000
23*00
7500

7500

7500

8400
7500

8100
20700
6300

5400

6300

7200
6300

5400
13500
4500

3600

4500

4500
4500

4500
9000
3600

2700

3000

4500
3600

7200
21600
6300

5400

6300

7200
6300

6300
18900
5400

4500

4500

6300
5400

4500
12600
3600

2700

3600

4500
3600

2700
3400
1800

1200

1800

2700
1800

Konstnnz , den SO. Juni 1823.
Bad . Oberverpchernngsamt .

Bekanntmachung.
1 Tierarzt Br . Albert Früh in SaSbach ist nach ordnung«.

mäßig abgelegter Prüfung zur Anstellung im staatSUerärzt -
kichen Dienst für befähigt erklärt worden.

Karlsruhe , den L Juli 1923.
Der Minister des Innen ».

Remmele .

S* « erichi»fchreibet«ebttfe»bttif »» , i» FrLtztahr 1« 3.
Auf Grund der im Frühjahr 1923 abgelegten Gericht »

fchreibergehilfenprüfung sAffistenbenprüsung) find die nach¬stehend genannten Anwärter für bestanden erklärt »norden :Heinrich Bast aus Wittnau , Jafich Friedrich D«« « «r au«Karlsruhe . Fritz Fischer au » Lichtenberg. Juliu » Grtßlin auS
Lörrach, Georg Friedrich Hack aus Schriesheim . Gustav Jonr -da« au » Palmbach Josef Knell aus Mörsch (Amt Ettlingen ),Anton Lang aus Leipzig, Jofef Leib au » Stockach , GeorgMeder aus Eberbach August Reith au » Bruchsal , AlbertSchilfer aus Schatthausen , Karl Sohn * aus Mosbach, OttoStudert au» Endingen. Machilde Vogel au » Achern, Adolf3toln *i(i au» Wollmatingen .

Karlsruhe , den 28. Juni 1928 .
Der Jnstizmiuistrr

I . V - : Bernaner .

ReglernngSbanmeisterprüfnng lm Hochbaufoch 1923.
Die Baupraktikanten : Philipp Mayer von Heidelberg,Ernst Schäfer von Buchen, Willi >Max Scheid von Eevlenz.die sich im Juni 1923 der Staatsprüfung i» Hochbaufachunterzogen haben, find für bestanden erklärt und zu Sie»

SierungSbaumeister« ernannt worden.
Karlsruhe , den 4. Juli 1928.

Der Minister der Finanzen .
_ _ Köhler , Bosch

personeller Teil.
(Ernennungen, Versetzungen, Zurnhesetzmrgen uftv.

der planmäßig« Beamten.
Aus dem Bereich des MiuisteriumS de« Inner «.

Ernannt :Die Berwaltungsobersekretäre AloiS Frank , Stefan Schrecke»»»
berger und Albert Belg bei der LandesversicherungSanstaltBaden zu BeavaltungSinspektoren .

die Krimi nalasfistente« Karl Reichman» und Anton Stehlt ,in Mannheim zu Krnuinalsekretären .
Justizministerium.

Ernannt :
Ministerialdirektor Br . Ernst Peruaner beim Justizmim .

sterium zum OberlandeSgerichtSpräfidenten, MinisterialratBr . Friedrich Schmidt beim Justizministerium zum Mini
sterialbirektor und OberlandeSgerichtsrat Gustav Lrugier zumMinisterialrat beim Justizministerium ; zu OberlandeSgerichtS-
räten : die Landgerichtsräte Josef Antoni und Alexander Brauerin Karlsruhe ; die Oberamtsrichter Josef Winter in WieSloch
zum Landgerichtsrat in Heidelberg und Br . Erwin Dirboldin Pforzheim zum Landgerichtsrat in Mannheim ; außer »
planmäßiger Amtsrichter De. Leo Kullman « in Karlsruhe
zum Landgerichtsrat daselbst. Notar Br . Emil Odenhein»«»in Pforzheim zum Oberamtsrichter daselbst , StaatsanwaltWalter KoranSktz in Karlsruhe zum Amtsrichter in Durlach .Gerichtsajseffor Dt . Reinhold Allschüler zum Amtsrichter in
Heidelberg : zu Staatsanwälten : die GerichtSaffefforen Br .Wilhelm WeGuer beim Landgericht Freiburg , Kaspar D«»»frl
beim Landgericht Konstanz. Friedrich Escheuouer beim Land¬
gericht Offenburg mit dem Diensiütz in Gengenbach und Br .Walter Sauer beim Landgericht Waldshut .

Kanzleisekretär Emil FUsiager beim Notariat Bruchsal zum
Justizasfistenten .

Bersetzt :
LaudgerichtSrat Wilhelm Witt « an , in Mannheim nutz

Oberamtsrichter Br . Wilhelm Herth in Donauefchingen nach
Karlsruhe , Amtsrichter Otto Ziü»»n«r« auu in Karlsruhe nach
Bühl .

Gerichtsverwalter Georg Arnold beim Amtsgericht Mann¬
heim zum Amtsgericht Heidelberg.

An» de« badische» StaatSdteust entlasten :Der zum ReickSgerichtsrat ernannte Oberlandesgericht »»rat Br . Wiktor Horniger .
Ministerium der Finanzen.
Zuruhegesetzt auf Ansucheu;

Förster Wilhelm Volker» in Heckseld.

Empfehlenswerte Bezugsquellen für die badische LandwirtschaftSonderbeilage zur Karlsruber Zeitung ( Badischer Staatsanzeiger )

ffllrtnnil FiiMrn »
Telephon 1568. KsrlSTtlhS ^ »-sorstr . 201

Telegramm -Adresse : Üuidmaschine .

der Generalvertreter :
R. Wolf Akt . - 6es ., Magdeburg-Buckau für deren
Moior * u. Dampf - Dreschmaschinen .

Beste und billigste Bezugsquelle .

Beste , handhabungssichere

Sprengkapseln und Zündschnüre
zum Sprengen von Baumstampen

Pulverfabrik Ettlingen (Baden )
Telephon Nr. 8 —-

Gartenbesitzer !
Wer Erfolg mit seinen Garten¬
früchten haben will , dünge mit

künstlichen Düngemitteln
Jedes Quantum liefern prompt

Franz HantelICie. Isü
Karlsruhe

KaiserstraBe 231 Fernruf 4855

IIUMMitl
jeder Art , Ersatzteile usw .

erhalten Sie stets zu konkurrenzlos
billigen Preisen auf unseren Lägern
Karlsruhe , Boxberg , Rosenberg ,
Mosbach , Helmstadt , Waldshut ,
---- ---- Steinen , Radolfzell ---------

ad . landw .
Hauptgenossenschaft

- Abteilung Maschinen -
Karlsruhe i. B. Lauterbergstr . 3.

Die geographischen Grundlagen des
deutschen Volkstums

Von Prof . Dr . Norbert Krebs (Freiburg i. B.)
(„ Wissen und Wirken “ Band 4)

Aus der zentralen Lage Deutschlands und der mangelnden
Übereinstimmung von Staats - und Volksgrenzea ergeben
sich Vorzüge wie Schwierigkeiten fürs deutsche Volk and
seine Außenpolitik . Das Krebs ’sche Buch kommt gerade
in gegenwärtiger Zeit recht , auf die Gefahren des Parti -
kularismus , Auslandsdeutschtum , Charakterzüge des „ Durch¬

schnittsdeutschen “ usw. hinzuweisen .
Grundpreis M. 1 .— x Schlüsselzahl des Buchhandels

Verlag O . Braun , Karlsruhe in Baden , KarlfriedricbstraBe ( 4.

Gebr . Wiilker
Karlsruhe L B. Rüppurrerstr . 64

"M

Oi. örtel, Karlsruhe
45 Ratferatlee 45

ßandwirtföaftltctje Rlafdjimn aller Ort
Spezialität in Rlildjfeparatorm

Reparaturen
ßieferung von örfatfeilen zu Zentrifugen

und fflafcfytnen aller Syfteme
Anfertigung von ßaus-, 0of-, Straßen- und
--- ---------- ------ flügelpumpen etc. ■■

it Beker-, Saat- und Wiesen-
NeubeckPatent

sind vollendet praktisch u . dauerhafte Qualitätswerk¬
zeuge . Durch Serienfabrikation billigsteTagespreise

Josef Neubeck , Rastatt
Badisches Landestheater a
Samstag, 7 . Juli. 7- 9*/, Uhr . Sp . 110 000 M .Abonn. B 24. Th .-Gem. B.V.B. Nr. 3301 - 3900.

Strindberg - Abend .
Zum eisten Maie : Wetterleuchten a

Kammerspiel in 3 Akten.
Hierauf: Zum ersten Male :Erste Warnung « Komödie in einem Akt.

nans nartwig

1

Mitglied des Landestheater -Orchesters
unter Mitwirkung von

Olga BOpger -Fechnar I
Am Flügel : Julius Bürger .

Kontrabaß -Konzerte 83 .604
von Kinghardt und Koussewitzky

Ijcdergt uppen von Schubert und Brahms.
Kai ten zu 6000 , 5000 , 4000 und 3000 Mk . bei

W Kurt Neufeldt , Waldstr . 39 .

a

sucht bankmäßig durchgebildete

fff

Beamte
für Buchhaltung , Kontokorrent und Devisen zum
baldigsten Eintritt . Angebote mit GehaltSan -
sprächen unter Nr. B 611 an die Expedition der

Karlsruher Zeitung erbeten.

Die Änderung dev Bauarduuug für dte Landes .
Hauptstadt Karlsruhe vom SV. Mär , ISIS vetr.Mit Zustimmung deS Stadtrats nnd nach Vollzieh,
barkeitserklärung des Herrn Landeskommiffärs vom82. Juni 1923 wird die Bauordnung für die Landes »
Hauptstadt Karlsruhe vom 29. März 1912, wie folgt,geändert :

Die Anlage, StraßenverzeichniS zu § 106 der Bau¬
ordnung . wird ergänzt :

An den durch die alphabetische Reihenfolge gebotenenStellen »st einzusetzen:
Straße _ Bauklaffe

Daxlanderstraße Nord-Süd -Ast, westliche 16. BauklaffeSeite , soweit Bau»
fluchtenfestgelegt sind .

• Ost-West-Ast, nördliche 16. BauklaffeSeite , soweit Bau -
fluchtenfestgelegtsind,Oberfeldstraße — 16 . BauklaffeKarlsruhe , den 30. Juni 1923. O .Z. 60

Badisches Bezirksamt Abt. IIL © .829
Die Feststellung der Straßen - «ud Baufluchten

helreffend.
Durch den Bezirksrat wurden die an der nördlichenSeite deS Rosenweges durch die Entschließungen des

BezirkSratS vom 25. März 1913 und vom 16. De¬
zember 1919 festgestellten Straßen » und Baufluchtenmit Vorgarten aufgehoben, und die Stratzenfluchtenan dieser Stelle gemäß dem Antrag des Stadtratesvom 17. April 1923 und dem vorgelegteu Plane fest¬gestellt.

Der Plan liegt während zwei Wochen beim städt.Tiefbauamt zur Einsicht auf . S -83z
Karlsruhe , den 2. Juli 1923 . O .Z . 61

Badisches Bezirksamt Abt. III -

RaWMM
vmMMrdMM

in mittl . Gemeinde , g , re¬
gelte Besoldungsverpült »
niffe — Unterbaden —
iringe ein auf Tausch ähnl .
Gemeinde Unterbadens od.
besondere Anstellung bei
Stadt oder größerer Ge¬
meinde. Zuschrift erbeten
mit« 93 .614 an die Exped .
der Karlsr . Zeitung .

MseWM
Infolge Tariferhöhung

bei der Städt . Straßen¬
lahn Karlsruhe werden die
Fahrpreise im Gemein¬
schaftsverkehr Albtalbahn

Städt . Straßenbahn
Karlsruhe vom 8. Jult
1923 ab erhöht. Auskunfterteilt unser Verkehrsbüro .
Karlsruhe , 6 . Juli 1923.
Bad. Lokal-Eisenbahnen

A . -G.
Druck der Karlsruhe? Leitung,
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